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A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
(Lageplan)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

2. Art der baulichen Nutzung

GE Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO

Maß der baulichen Nutzung 3.

GHmax458,00 Höchster Punkt des Gebäudes bzw. der baulichen Anlage, als 
Obergrenze in Meter über Normalnull im städtischen Höhen-
system [m ü. NN -städt. Höhensystem], 
z. B. 458,00 m ü. NN (im städtischen Höhensystem)

Abgrenzung unterschiedliches Maß der Nutzung. 
Die Abgrenzung bezieht sich ausschließlich auf die zulässige
Höhenentwicklung.

Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen
Anlagen, Höhenlage der Gebäude

Baugrenze gem. § 23 BauNVO

4.

445,37 Höhenbezugspunkt für OK.FFB.EG, in Meter über Normalnull im 
städtischen Höhensystem [m ü. NN -städt. Höhensystem],
z. B. 445,37 m ü. NN (im städtischen Höhensystem)

Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr5.

Umgrenzung von Flächen für Anlagen für den ruhenden Verkehr:
Garagen / Carports Ga/Ca

Verkehrsflächen
Straßenbegrenzungslinie gegenüber öffentlicher 
Verkehrsflächen 

6.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs Bebauungsplans 
Nr. 210 "Gewerbegebiet Hanserfeld - Südwest"

Öffentliche Verkehrsfläche: Straße

Private Grünfläche
Zweckbestimmung: Abstand / Freibereiche zu 
Biotopstrukturen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: Eingrünung

Dominierender Baumbestand, zu erhalten, Lage angenähert

Bäume und Sträucher Bestand, zu erhalten, Lage angenähert

Festsetzungen zur Grünordnung und zu Flächen oder Maßnahmen zum  
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

7.

Erschließung geplant

66/2

Aufzuhebende 
Grundstücksgrenze

Standort- und klima-
gerechter Laub- / 
Obstbaum, zu pflanzen,
Standortvorschlag

Standort- und klima-
gerechte, heimische 
Bäume und Sträucher 
in Form von Hecken-
elementen, zu pflanzen,
Standortvorschlag

Laubgehölz-Hecke, 
zu pflanzen,
Standortvorschlag

Gehölzbestand, außer-
halb Geltungsbereich

Fließgewässer (Bäche, 
Graben etc.), Lage 
angenähert

447,0446,50

Öffentliche Verkehrs-
fläche: Straße außer-
halb Geltungsbereich

Höhenlinie Bestand, 
mit Höhenangabe 
[m ü. NHN]
z.B. 565,50 m ü. NHN
DGM1 © 2024 Bay. Ver-
messungsverwaltung

unterirdisches 
Leitungsnetz, Bestand

Schachtdeckel Bestand, 
mit Höhenangabe 
[m ü. NN im städt.
Höhensystem], 
z.B. 447,37 m ü. NN

D447,37

Maßzahl, in Meter, 
z.B. 8,00 m

Flächen für 
Bahnanlagen

A Grün- / Freiflächen,
einschl. Bezeichnung,
z. B. Fläche A

Flächenangabe, in m², 
z. B. 940 m²

940

Bebauungsvorschlag

B HINWEISE DURCH PLANZEICHEN
(Lageplan)

Hinweis: In den Entwurf des Bebauungsplans wurden die Ergebnisse der Abwägung der 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB eingearbeitet. Zum besseren Verständnis sind die abgestimmten, geänderten 
oder ergänzten Festsetzungen und Hinweise farbig markiert.

PRÄAMBEL 
Die Stadt Rosenheim erlässt aufgrund der folgenden Rechtsgrundlagen diesen Bebauungsplan als 
Satzung: 

- §§ 1, 1a und 2, sowie §§ 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
- Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), 
- Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO),  
- §§ 9 und 11 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz BNatSchG), 
- Art. 4 des Gesetzes über den Schutz, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien 

Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz BayNatSchG). 

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung, den Festsetzungen durch Planzeichen und 
durch Text, den Hinweisen und nachrichtlichen Übernahmen durch Planzeichen und durch Text so-
wie der Begründung zum Bebauungsplan einschließlich Umweltprüfung und Umweltbericht. Der 
Beiplan Schallschutz ist Bestandteil des Bebauungsplans. 

Der Bebauungsplan ersetzt für seinen Geltungsbereich vollumfänglich den überlagerten Teilbereich 
der 3. Teiländerung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 30 „Möslstraße Nord“ (27.12.2006).  

C FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 
1. Art der baulichen Nutzung 

1.1. Gewerbegebiet GE 

Das Gebiet ist als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. 

Tankstellen (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) sind, mit Ausnahme von Betriebstankstellen, 
gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Einzelhandelsbetriebe sind gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO unzulässig. 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter i. S. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sind gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO im Pla-
nungsgebiet ausnahmsweise zulässig.  

Die Ausnahmen gem. § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO (Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten) werden nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

2.1. Grundflächenzahl GRZ 

Die zulässige Grundflächenzahl GRZ (vgl. § 19 Abs. 1 BauNVO) wird für das Planungsge-
biet mit GRZ 0,6 festgesetzt.  

Entsprechend § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die höchstzulässige Grundfläche durch die 
Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (u. a. Garagen, 
Stellplätze, Zufahrten, Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO etc.) bis zu einer Grundflä-
chenzahl GRZ von 0,85 überschritten werden. 

2.2. Zulässige Höhenentwicklung 

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen (höchster Punkt des Gebäudes bzw. der bauli-
chen Anlage über NN als Höchstmaß) wird planteilbezogen in Meter ü. NN im städtischen 
Höhensystem festgesetzt. 

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen und Höhenlage der Gebäude 

3.1. Bauweise 

Für das Planungsgebiet ist die abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 
festgesetzt. Hier sind Einzelgebäude mit einer Länge von mehr als 50 m unter Einhaltung 
seitlicher Grenzabstände zulässig. 

3.2. Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die im Plan eingezeichneten Baugrenzen 
gem. § 23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. 

3.3. Höhenlage der Gebäude 

Die Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss OK.FFB.EG muss mindestens 25 cm über dem 
Höhenbezugspunkt (Schachtdeckel Bestand) entsprechend Planeintrag liegen. 

4. Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr: Car-
ports / Stellplätze 

4.1. Nebenanlagen 

Untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sind auf den nicht über-
baubaren, privaten Grundstücksflächen allgemein zulässig, ausgenommen festgesetzter 
privater Grünflächen und festgesetzter Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen. 

Bewegliche Wertstoff- u. Abfallsammelbehälter sind innerhalb von baulichen Anlagen un-
terzubringen. 

Freilagerflächen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig, nicht jedoch innerhalb der festgesetzten privaten Grünflächen und der festgesetzten 
Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen. 

4.2. Flächen für Anlagen für den ruhenden Verkehr 

Garagen und Carports sind nur innerhalb der entsprechend Planzeichen festgesetzten Flä-
chen und innerhalb der Baugrenzen zulässig.  

Nicht überdachte Stellplätze sind allgemein auf den überbaubaren und nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, ausgenommen festgesetzter privater Grünflächen und fest-
gesetzter Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen. 

5. Öffentliche und private Verkehrsflächen  

5.1. Private Verkehrsflächen: Innere Erschließung 

Verkehrsflächen für die innere Erschließung sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung, wie zum Beispiel Flächen für das Parken von Fahrzeugen, Flächen für Anliefe-
rung und Abtransport, Flächen für das Abstellen von Fahrrädern etc. sind auf den überbau-
baren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig, ausgenommen der 
entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen und der privaten Grünflächen, Zweckbestimmung: 
Abstand / Freibereiche zu Biotopstrukturen. 

 6. Vorgaben zur Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie 

6.1. Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie 

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen der 
jeweiligen Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der, in den überbaubaren Grund-
stücksflächen entsprechend Planzeichen festgesetzten Bereiche zu mindestens 50 % mit 
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustat-
ten (Solarmindestfläche). 

Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon bean-
spruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.  

7. Flächen mit Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
und sonstigen Gefahren im Sinne des BImSchG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 a) lit. bb) 
BauGB 

Hinweis: 
Zu den nachfolgenden Festsetzungen ist der Beiplan Schallschutz maßgeblich. 

7.1. Emissionskontingent 

7.1.1. Im Planungsgebiet sind nur Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöriger 
Fahrverkehr eingeschlossen) das festgesetzte Emissionskontingent LEK einschließlich des 
Zusatzkontingents LEK,zus nach DIN 45691:2006-12 weder tags (06:00 bis 22:00 Uhr) noch 
nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) überschreiten: 

 

7.1.2. Der Bezugspunkt der Richtungssektoren A bis D hat die Koordinaten X = 732564,43 und 
Y = 5307637,13 im UTM-Koordinatensystem. Die Gradzahl des Sektors steigt im Uhrzei-
gersinn an. Null Grad liegt im geografischen Norden. 

7.1.3. Die Prüfung der Einhaltung hat nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 für Immissionsorte 
außerhalb des Gewerbegebiets zu erfolgen, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für Im-
missionsorte „j“ im Richtungssektor „k“, LEK,j durch LEK,j + LEK,zus,k zu ersetzen ist. 

7.1.4. Die Lärmbelastung an den nächstgelegenen Immissionsorten im Gewerbegebiet ist nach 
den Vorgaben der TA Lärm zu bewerten.  

7.2. Grundrissorientierung für Schlafräume 

Zum Belüften notwendige Fenster von überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen sind 
innerhalb des, entsprechend Beiplan Schallschutz mit Planzeichen gekennzeichneten Be-
reichs mit Vorgaben zur Grundrissorientierung für Schlafräume an Westfassaden nicht zu-
lässig. 

Alternativ besteht die Möglichkeit, dass: 

a. der Raum ein zum Lüften geeignetes Fenster im Schallschatten (Bereiche, in welchen 
der oben genannte Beurteilungspegel eingehalten wird) von eigenen Gebäudeteilen 
(z. B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, vorspringender Gebäudeteil) erhält 

oder 

b. vor dem zu öffnenden Fenster bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (Prall-
scheiben, verglaste Loggien, Laubengänge, Schiebeläden für Schlaf- und Kinderzim-
mer, kalte Wintergärten) oder besondere Fensterkonstruktionen vorgesehen werden, 
welche die Einhaltung eines Innenpegels von Lp,In = 30 dB(A) sicherstellen  

oder 

c. dass der Raum mit einer schallgedämmten, fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung 
(zentral oder dezentral) ausgestattet wird. In überwiegend zum Schlaf genutzten Räu-
men muss ein Innenraumpegel von Lp,In = 30 dB(A) eingehalten werden. 

7.3. Baulicher Schallschutz 

Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
sind Vorkehrungen gemäß den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Verkehrs- und 
Gewerbelärm zu treffen. 

Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen abhängig vom maßgeb-
lichen Außenlärmpegel La und der Raumart mindestens das folgende Gesamt-BauSchall-
dämm-Maß nach DIN 4109:2018-01, Teil 1, jedoch mindestens R‘w,ges = 30 dB, erreichen: 

 

8. Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sowie 
Flächen zur natürlichen Versickerung von Wasser aus Niederschlägen  

8.1. Retentions-Gründach 

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind mindestens 70 % der Dachflä-
chen der jeweiligen Gebäude und baulichen Anlagen mit bodendeckenden Pflanzen fach-
gerecht extensiv zu begrünen und als Retentionsdach (max. Wasserkapazität ≥ 45 Vol. 
%) auszubilden. Dabei ist eine durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mindestens 12 
cm vorzusehen. Dies ist bereits bei Statik und Konstruktion zu berücksichtigen.  

Die Dachbegrünung ist auf Dauer zu erhalten und bei Abgängigkeit gleichwertig zu erset-
zen. Für die Dachbegrünung ist, soweit funktionell möglich, grundsätzlich Saat- und Pflanz-
gut des Vegetationsspektrums Sedum - Moos - Kraut zu verwenden. Der Kräuteranteil 
muss dabei mindestens 50 % betragen. 

Von der Dachbegrünung allgemein ausgenommen sind verglaste Flächen und notwendige 
technische Aufbauten. Diese dürfen einen Gesamtflächenanteil von max. 30 % der jewei-
ligen Dachfläche einnehmen. Bereiche mit Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren 
sind für Flachdächer nicht ausgenommen. Die Begrünung ist durch Aufständern der Anla-
gen sicherzustellen. Für Satteldächer sind Bereiche mit Photovoltaikanlagen und Sonnen-
kollektoren von den Vorgaben zur Dachbegrünung ausgenommen. 

9. Gestalterische Festsetzungen i. V. m. Art. 81 BayBO 

9.1. Dachform 

Als Dachform sind Sattel-, Pult-, Flachdach zulässig. Für Satteldächer und Pultdächer ist 
eine Dachneigung zwischen 5° und 15° zulässig. Auf die Vorgaben zur Begrünung von 
Dächern gem. Ziff. C 8.1 wird verwiesen. 

9.2. Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie 

Bei Sattel- und Pultdächern sind Solarzellen und Sonnenkollektoren sind bündig in und an 
(d.h. bis max. 20 cm parallel über) der Dachfläche zu installieren. Eine Aufständerung der 
Anlagen ist nicht zulässig. 

Bei Flachdächern sind Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie aufgeständert bis zu 
einem festen Neigungswinkel von bis zu 20° zulässig. Aufgeständerte Anlagen auf Flach-
dächern sind mind. 0,5 m vom Rand des Daches zurückzusetzen. Auf die Vorgaben zur 
Begrünung von Flachdächern gem. Ziff. C 8.1 wird verwiesen. 

9.3. Fassadengestaltung 

Gebäude sind ab einer Länge von mehr als 40 m durch eine deutliche vertikale Gliederung 
der Fassade zu strukturieren. 

Die Fassaden sind in einem einheitlichen Erscheinungsbild zu gestalten. Grelle oder spie-
gelnde Farben bzw. Oberflächen sind mit Ausnahme von Fassadenkollektoren unzulässig. 
Für kleinere Fassaden- oder Bauteile sind auch stark abgetönte Farben zulässig. 

9.4. Einfriedungen 

Eine Einzäunung der Betriebsfläche einschließlich Übersteigschutz ist bis zu einer Höhe von 
2,30 m über anstehendem Gelände zulässig. Eine Bodenfreiheit von 15 cm für Kleintiere 
ist einzuhalten. Mauern und Sockelmauern sind allgemein unzulässig.  

Die Errichtung von Einfriedungen im Bereich der privaten Grünfläche entlang des Anger-
bachs sind allgemein unzulässig. 

9.5. Werbeanlagen 

Im Bereich der privaten Grünflächen und der Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die Errichtung von Werbeanlagen unzulässig. 

9.6. Befestigung von Stellplätzen 

Die Befestigung von nicht überdachten Stellplätzen mit bituminösen Decken ist, soweit die 
verkehrstechnischen Anforderungen dies zulassen, allgemein unzulässig. Stattdessen sind 
Natursteinpflaster, Betonsteinpflaster, Rasenfugenpflaster, wassergebundene Decken, 
Schotterrasen oder ähnliche wasserdurchlässige und bevorzugt verdunstungsfähige Be-
läge, z. B. durch Rasenfuge, zu verwenden.  

9.7. Kies- und Schottergärten 

Das Anlegen von nicht begrünten Schotter-, Split- oder Kiesflächen als Ziergestaltung ist 
im Bereich der nicht überbauten Grundstücksflächen unzulässig. 

10. Festsetzungen zur Grünordnung und zu Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

10.1. Baumbestand 

Bestehende, durch Planzeichen festgesetzte Bäume und Sträucher sind zu erhalten und 
dürfen nicht beschädigt und nicht entfernt werden. Ausfälle sind in entsprechender Qualität 
in gleicher Zahl fachgerecht zu ersetzen. Von der festgesetzten Lage der Gehölze kann 
abgewichen werden, wenn technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe 
dies erfordern. 

10.2. Grünordnerische Entwicklung 

Für alle Pflanzungen sind nur standortgerechte und klimaverträgliche Laubgehölze zuläs-
sig. Die Verwendung von Nadelgehölzen ist lediglich vereinzelt zulässig. Im Bereich der 
privaten Grünflächen und der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sons-
tigen Bepflanzungen ist ausschließlich die Verwendung von standort- und klimagerechten 
heimischen Laubgehölzen zulässig.  

Die gepflanzten Bäume und Sträucher sind fachgerecht zu pflegen und zu erhalten. Die 
Bäume sind bei Ausfall durch Neupflanzungen zu ersetzen. 

Sorten mit Kugel- und Hängeformen sind nicht zulässig. 

Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung auf den Baugrundstücken 
ist bis spätestens 0,5 Jahre nach jeweiliger Nutzungsaufnahme (vgl. Art 78 Abs. 2 BayBO) 
herzustellen. 

 

10.3. Baumpflanzungen 

Allgemein sind zur Durchgrünung des Quartiers je angefangene 800 m² Baugrundstücks-
fläche mindestens ein standort- und klimagerechter Laub- oder Obstbaum fachgerecht 
anzupflanzen oder zu erhalten.  

10.4. Vegetationstechnische Vorgaben 

Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Mindestqualitäten festgesetzt: 
Laubbäume 1. bis 3. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpfl., Stammumfang 18 - 20 cm  
Obstbäume:    Hochstamm, 3 x verpflanzt, STU 12 – 14 cm 
Sträucher:    verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150cm 

Baumgruben müssen ein durchwurzelbares Volumen von mindestens 12 cbm bei einer 
Tiefe von mind. 80 cm aufweisen. Baumscheiben innerhalb befestigter Bereiche sind offen 
und mit einer Mindestfläche von 6,0 m² auszuführen. 

10.5. Hecken 

Für geschnittene und freiwachsende Hecken sind ausschließlich standortgerechte, heimi-
sche Laubholzarten zu verwenden. Schnittverträgliche heimische Gehölze sind z. B. Feld-
Ahorn, Liguster, Heckenkirsche, Hainbuche, Kornelkirsche, Alpen-Johannisbeere etc. 

10.6. Private Grünfläche: Teilbereich A 

Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten privaten Grünfläche: Abstand / 
Freibereiche zu Biotopstrukturen, Teilbereich A, mit einer Fläche von ca. 940 m² sind He-
ckenstrukturen und Sträucher mit einem Flächenanteil von mind. 30 % fachgerecht neu 
herzustellen. Das entspricht einer Pflanzfläche von circa 282 m². Pro 2 Quadratmeter er-
forderlicher Pflanzfläche ist mindestens 1 standort- und klimagerechtes, heimisches Gehölz 
fachgerecht in der Mindestqualität vStr, 3-8 Tr., Höhe 100 - 150 cm zu pflanzen. Hecken-
elemente sind als naturnahe freiwachsende Hecken zu entwickeln. Dabei sind mindestens 
6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen zu situieren. 
Es sind dabei vornehmlich Vogelschutz- und -nährgehölze zu verwenden. Eine entspre-
chende Pflanzenauswahl ist Bestandteil der Begründung zu diesem Bebauungsplan. 

Die Heckenelemente sind ab dem 10. Standjahr in regelmäßigen Abständen in den Win-
termonaten abschnittsweise zu verjüngen (Etappenweiser Rückschnitt, pro Pflegegang 
sind ca. 1/5 bis maximal 1 / 3 der Hecke auf Stock zu setzen). Je nach Wüchsigkeit ist 
zwischen den Pflegedurchgängen eine Pause von 5 bis 8 Jahren einzuhalten. Das Schnitt-
gut ist mindestens zum Teil in der Hecke zu belassen. Die Entsorgung des übrigen anfal-
lenden Schnittguts hat sofort oder außerhalb der Brutzeit zu erfolgen. 

Gehölzfreie Bereiche sind als mageres extensives Grünland auszubilden und durch Ansaat 
mit gebietseigenem Saatgut als extensive blütenreiche Gras- und Staudenflur zu entwi-
ckeln. Maximal 1-schürige Mahd im Herbst (Sept. / Okt.). Das Mahdgut ist von der Fläche 
zu entfernen und ordnungsgemäß zu verwerten. In den ersten 3 Jahren sind weitere 
Schnitte zur Aushagerung zulässig. 

Die Vegetationsdecke der festgesetzten Flächen ist dauerhaft zu erhalten. Die Ablagerung 
von Aushub, Grüngut, Kompost oder temporäre Nutzung als Lagerfläche ist unzulässig. 
Bauliche Anlagen, mit Ausnahme von Einfriedungen, sind unzulässig. 

10.7. Private Grünfläche: Teilbereich B 

Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten privaten Grünfläche: Abstand / 
Freibereiche zu Biotopstrukturen, Teilbereich B, mit einer Nord-Süd-Ausdehnung von ca. 
220 lfm ist je angefangene 15 lfm ein standort- und klimagerechter, heimischer Solitär-
Laubbaum fachgerecht zu pflanzen. 

Gehölzfreie Bereiche sind als mageres extensives Grünland auszubilden und durch Ansaat 
mit geeignetem Saatgut als extensive blütenreiche Gras- und Staudenflur zu entwickeln. 
Maximal 2-schürige Mahd, erster Schnitt nach dem 15. Juni, eine zweite Mahd ist im Herbst 
(Sept. / Okt.) durchzuführen. Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen und ordnungs-
gemäß zu verwerten. In den ersten 3 Jahren sind weitere Schnitte zur Aushagerung zu-
lässig. 

Die Vegetationsdecke der festgesetzten Flächen ist dauerhaft zu erhalten. Die Ablagerung 
von Aushub, Grüngut, Kompost oder temporäre Nutzung als Lagerfläche ist unzulässig. 
Bauliche Anlagen sind unzulässig. 

10.8. Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: Eingrü-
nung, Teilbereich C 

Hinweis: Kompensationsmaßnahme entspr. der artenschutzrechtlichen Vorprüfung mit 
Relevanzabschätzung (Finsterwalder Landschaftsarchitektur, Stand 11.06.2024) 

Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten Fläche für das Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: Eingrünung, Teilbereich C mit einer Fläche 
von ca. 1.150 m² sind naturnahe freiwachsende Heckenstrukturen und Sträucher mit ei-
nem Flächenanteil von mind. 40 % fachgerecht neu herzustellen. Das entspricht einer 
Pflanzfläche von circa 460 m². Die Pflanzdichte beträgt mindestens 1 Gehölze pro 2 Quad-
ratmeter erforderlicher Pflanzfläche, Pflanzung im Dreiecksverband, der Anteil der Sträu-
cher beträgt mind. 80%, der Anteil der Bäume in der Qualität Heister, 2x verpflanzt, Höhe 
80 - 120 cm beträgt mind. 3 %. 

Die Heckenelemente sind als naturnahe freiwachsende Hecken zu entwickeln. Dabei sind 
mindestens 6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen 
zu situieren. Es sind dabei vornehmlich Vogelschutz- und -nährgehölze zu verwenden. Eine 
entspr. Pflanzenauswahl ist Bestandteil der Begründung zu diesem Bebauungsplan. 

Die Heckenelemente sind ab dem 10. Standjahr in regelmäßigen Abständen in den Win-
termonaten abschnittsweise zu verjüngen (Etappenweiser Rückschnitt, pro Pflegegang 
sind ca. 1/5 bis maximal 1 / 3 der Hecke auf Stock zu setzen). Je nach Wüchsigkeit ist 
zwischen den Pflegedurchgängen eine Pause von 5 bis 8 Jahren einzuhalten. Das Schnitt-
gut ist mindestens zum Teil in der Hecke zu belassen. Die Entsorgung des übrigen anfal-
lenden Schnittguts hat sofort oder außerhalb der Brutzeit zu erfolgen. 

Gehölzfreie Bereiche sind als mageres extensives Grünland auszubilden und durch Ansaat 
mit geeignetem Saatgut als extensive blütenreiche Gras- und Staudenflur zu entwickeln. 
Maximal 1-schürige Mahd im Herbst (Sept. / Okt.). Anfallendes Mahdgut ist von der Fläche 
zu entfernen und ordnungsgemäß landwirtschaftlich zu verwerten. In den ersten 3 Jahren 
sind weitere Schnitte zur Aushagerung zulässig.  

Die Vegetationsdecke der festgesetzten Flächen ist dauerhaft zu erhalten. Die Ablagerung 
von Aushub, Grüngut, Kompost oder temporäre Nutzung als Lagerfläche ist unzulässig. 
Bauliche Anlagen, mit Ausnahme von Einfriedungen, sind unzulässig. 

 10.9. Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: Eingrü-
nung, Teilbereich D 

Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten Fläche für das Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen: Eingrünung, Teilbereich D sind über eine 
Länge von insgesamt mindestens 65 lfm und höchstens 85 lfm als freiwachsende oder 
geschnittene Heckenstrukturen fachgerecht neu herzustellen.  

Pro 1 Lfm erforderlicher Heckenlänge sind mindestens 3 standort- und klimagerechte, hei-
misches Gehölze fachgerecht in der Mindestqualität vStr, 3-8 Tr., Höhe 100 - 150 cm zu 
pflanzen. Dabei sind mindestens 3 verschiedene Gehölzarten zu verwenden. Schnittver-
trägliche heimische Gehölze sind z. B. Feld-Ahorn, Liguster, Heckenkirsche, Hainbuche, 
Kornelkirsche etc. 

Gehölzfreie Bereiche sind als mageres extensives Grünland auszubilden und durch Ansaat 
mit gebietseigenem Saatgut als extensive blütenreiche Gras- und Staudenflur zu entwi-
ckeln. Anfallendes Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen und ordnungsgemäß zu ver-
werten. In den ersten 3 Jahren sind Aushagerungsschnitte zulässig. 

Die Vegetationsdecke der festgesetzten Flächen ist dauerhaft zu erhalten. Die Ablagerung 
von Aushub, Grüngut, Kompost oder temporäre Nutzung als Lagerfläche ist unzulässig. 
Bauliche Anlagen, mit Ausnahme von Einfriedungen, sind unzulässig. 

Die Errichtung von Reptilienburgen ist zulässig. 

10.10. Fassadenbegrünung 

Geschlossene, fensterlose Wandflächen zu allen Seiten mit mehr als 10 lfm Wandfußlänge 
sind mit einem Flächenanteil von mind. 50 % fachgerecht zu begrünen. Dies gilt auch für 
Wandflächen, die nicht in einer Ebene verlaufen. Bei der Verwendung von Schling- oder 
Kletterpflanzen ist pro 2 lfm Wandfußlänge mind. eine Pflanze mit einer Mindestgröße von 
150 cm zu verwenden. 

Alternativ sind vor geschlossenen, öffnungsfreien Wandflächen je 15 lfm Wandfußlänge 
vor der Fassade zwei standortgerechte und klimaverträgliche, bevorzugt heimische Laub-
bäume zu pflanzen. 

10.11. Dachbegrünung 

Siehe Ziff. C 8.1 Retentions-Gründach 

10.12. Gliederung von Stellplätzen 

Zusammenhängende Stellplätze sind spätestens nach jedem 5. Stellplatz durch Pflanzung 
eines Baumes in der Qualität Hochstamm zu gliedern. Die Baumpflanzung hat zwischen 
den Stellplätzen zu erfolgen, die Baumscheibe muss eine Mindestgröße von 2,0 x 5,0 m 
aufweisen bei einer Tiefe von mind. 0,80 m. Diese Bäume können nicht auf die nach Ziff. 
C 10.3 geforderte Mindestanzahl angerechnet werden. 

11. Artenschutzrechtliche Festsetzungen  

11.1. Reptilienschutzzaun 

Zauneidechsen, die als "Irrläufer" in das Baufeld gelangen könnten, sind durch einen über-
kletterungs- und schlupfsicheren Reptilienzaun entlang Bahnlinie zu schützen. Die zeitliche 
Einrichtung des Schutzzauns ist vor Baubeginn mit dem Umwelt- und Grünflächenamt 
Rosenheim abzustimmen. Vor dem Aufstellen des Schutzzaunes ist ein Vergrämungs-
schnitt durchzuführen. Zwischen dem Vergrämungsschnitt und dem Aufstellen des Repti-
lienzauns ist den Zauneidechsen die Möglichkeit zu geben, das Baufeld zu verlassen. Die 
Unterkante des Zauns ist in den Boden einzulassen oder mit Erdmaterial anzudecken. Die 
Funktion des Zaunes ist während der Gesamtdauer der Baumaßnahmen zu gewährleisten 
und regelmäßig zu kontrollieren. 

Aufwachsende Vegetation ist in einem Streifen von ca. 0,5 m beiderseits des Zauns regel-
mäßig mit einem Freischneider zu entfernen, um ein Überklettern zu verhindern. Die zeit-
gerechte Ausführung der Maßnahmen (1 Jahr vor Baubeginn) ist von einer Umweltbaube-
gleitung sicherzustellen, dem Umwelt- und Grünflächenamt Rosenheim mitzuteilen und 
entsprechend zu dokumentieren. 

11.2. Reptilienstruktur 

Im Planungsgebiet sind im Übergang zur angrenzenden Bahnlinie insgesamt 4 Reptilien-
strukturen fachgerecht anzulegen. Auf die Arbeitshilfe zur speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung: Zauneidechse (2020 LfU) wird verwiesen. Die Maßnahme ist vor Beginn der ei-
gentlichen Baumaßnahme durchzuführen. Die Habitatstrukturen, bestehend aus Stein und 
Sandschüttungen in Kombination mit Wurzelstöcken und Totholzhaufen sowie grabfähi-
gen, vegetationslosen und gut besonnenen Rohboden- bzw. Sandflächen zur Eiablage 
müssen eine Mindestgröße von jeweils ca. 60 m² Grundfläche vorweisen. Eine Mindest-
breite von 4 m darf nicht unterschritten werden. Die Reptilienburgen sind jeweils mit einer 
kleinen Strauchgruppe (mindestens 3 Stück heimische Sträucher) zu hinterpflanzen. Auf-
kommende Stauden und Gehölze sind im Bereich der Reptilienburgen in 2- bis 3-jährli-
chem Abstand durch geeignete Pflegemaßnahmen zu entfernen. Bei Verkrustungen sind 
die grabbaren Flächen dabei durch geeignete Maßnahmen entsprechend aufzulockern. 

Anpassungen der Zahl der Reptilienstrukturen bei gleichbleibender Gesamtfläche sind in 
Abstimmung mit dem Umwelt- und Grünflächenamt Rosenheim zulässig. Anzahl und Lage 
der Reptilienstrukturen und der Maßnahmenbeginn sind mit dem Umwelt- und Grünflä-
chenamt Rosenheim im Vorfeld abzustimmen. 

 11.3. Beleuchtung 

Bei der geplanten Außenbeleuchtung sind folgende Vermeidungsmaßnahmen zu berück-
sichtigen:  

- Ausschließliche Verwendung von Lampen mit einem hohen gelben Lichtanteil, z. B. 
Natrium-Niederdruckdampflampen oder LEDs mit bernsteingelber oder warmweißer 
Farbe. Empfohlen wird eine Farbtemperatur < 3 000 K (= Kelvin).  

- Ausschließliche Verwendung von voll abgeschirmten Leuchten mit einem Abstrahlwin-
kel von höchstens 20° unterhalb der Horizontalen („Full-Cut-Off-Leuchten“).  

- Lichtpunkthöhen sind so niedrig wie möglich zu wählen. Die zulässige Lichtpunkthöhe 
bei Straßenlampen beträgt höchstens 4,5 m.  

- Eine dauerhafte Beleuchtung der Außenanlagen einschließlich der Zuwege ist unzuläs-
sig. Die Beleuchtung der Außenanlage ist während der Betriebszeiten von 06:00 - 
22:00 Uhr zulässig, Beleuchtungsstärke und Beleuchtungsdauer sind auf das tatsäch-
lich erforderliche Maß zu reduzieren. Zur Beleuchtung sind Anlagen mit Bewegungs-
melder bzw. integrierter Zeitschaltuhr zu verwenden und Beleuchtungsintervalle si-
cherzustellen.  

- Verwendung von insektendichten und eingekofferten Lampenkonstruktionen (keine 
Insektenfallen), Bodenstrahler und Kugellampen sind unzulässig.  

- Die Gehäusetemperaturen dürfen 60° C nicht überschreiten.  

- Der Übergang zur freien Landschaft ist geringer auszuleuchten. Eine direkte Beleuch-
tung benachbarter Hecken- und Feldgehölzstrukturen ist nicht zulässig. 

 

11.4. Vogelschlag 

Glasflächen ab einer Größe von 4 m² bzw. größere zusammenhängende Glasflächen und 
-fassaden sind vogelschlagsicher auszubilden. Gebäudebereiche mit hoher Durchsicht oder 
flächiger Spiegelung der Umgebung sowie transparente Eckverglasung sind vogelschlag-
sicher auszuführen. Abstände, Deckungsgrad, Kontrast und Reflexionsgrad müssen dem 
jeweils geltenden Stand der Technik entsprechen. In diesem Zusammenhang wird auf den 
Leitfaden "Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Rössler et al. 2022) verwiesen. 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen durch Kollisionen mit Glasflächen sind zudem fol-
gende Vorgaben zu berücksichtigen: 

- Verwendung von reflexionsarmem Glas mit einem Außenreflexionsgrad von maximal 
15 %, oder 

- Verwendung alternativer, lichtdurchlässiger, nicht transparenter Materialien wie z. B. 
Milchglas, Glasbausteine, halbtransparente, mattierte, eingefärbte, bombierte oder 
strukturierte Glasflächen, Sandstrahlungen, Siebdrucke, farbige Folien etc., oder 

- Sichtbarmachung von Glas mittels hoch wirksamer Markierungen oder feste vorgela-
gerte Konstruktionen wie z. B. Rankgitterbegrünungen oder Brise Soleil (feststehender 
Sonnenschutz). 

- Keine Verwendung von Vogelsilhouetten- Aufkleber, 

- Glasflächen, durch die die Landschaft, der Himmel oder Gehölze sichtbar sind, sind 
allgemein zu vermeiden (vgl. „Vogelschlag an Glasflächen vermeiden“ (LfU 2019). 

- Kleine, einzeln bestehende Glasflächen (z. B. Toilettenfenster) können allgemein ver-
nachlässigt werden. 

 

D HINWEISE DURCH TEXT 
Denkmäler 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren 
bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Höhenbezug 

Maßgebliches Bezugssystem für die festgesetzten Höhen ü. NN ist das städtische Höhennetz, nach 
dem die städtischen Kanaldeckel eingemessen sind. 

Berechnung von Abstandsflächen 

Für die Berechnung der Abstandsflächentiefen ist Art. 6 der Bayerischen Bauordnung BayBO in der 
zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Bauantrag gültigen Fassung anzuwenden.  

Überbaubare Grundstücksflächen / Maß der baulichen Nutzung / Ausschöpfen von Bauräumen 

Die Baugrenze stellt das maximale Ausmaß der überbaubaren Grundstücksfläche für die bauliche 
Hauptanlage dar, ausgenommen zulässiger Überschreitungen der Baugrenze i. V. m. § 23 Abs. 3 
BauNVO. 

Die, aus der zulässigen Grundflächenzahl GRZ resultierende Grundfläche GR stellt ein Summenmaß 
für die Grundflächen aller baulichen Anlagen dar, die gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO auf das Maß der 
baulichen Nutzung anzurechnen sind. Die zulässige GR darf entsprechend § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (u. a. 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten) um bis zu 50 v. H. überschritten werden. Die Einhal-
tung der festgesetzten Obergrenzen ist mit dem Bauantrag nachzuweisen. 

Soweit die zulässige GRZ / GR ein größeres Maß vorgibt als die Baugrenze, dient dies lediglich der 
Kompensation der übrigen auf die GR anzurechnenden, nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeich-
neten Grundflächen baulicher Anlagen. Sofern die Baugrenze ein größeres Maß vorgibt als die zu-
lässige GRZ / GR dient dies dem Planungsspielraum bzgl. der Lage des geplanten Gebäudes. 

Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der angeordneten Abstandsflächen die Baugrenzen bzw. 
die höchstzulässigen Grundflächen unter Berücksichtigung der Wand- und Firsthöhe unter Umstän-
den nicht voll ausgeschöpft werden können. Bei der Überplanung der Grundstücke besteht die Mög-
lichkeit die jeweils rahmensetzenden Elemente zu variieren. Das Vorhaben muss innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen liegen und die erforderlichen Abstandsflächen sind einzuhalten. Aller-
dings muss insbesondere die Grundfläche bzw. die zulässige Wandhöhe, jeweils angegeben als 
Höchstmaß, nicht voll ausgeschöpft werden. 

Erforderliche Zahl der Stellplätze 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Rosenheim in der zum Zeitpunkt der Entscheidung über den 
Bauantrag gültigen Fassung. 

Elektromobilität 

Die Ausstattung von Stellplätzen mit der vorbereitenden Leitungs- bzw. Ladeinfrastruktur für die 
Elektromobilität ist für bestimmte Gebäudetypen Pflicht. Auf die Vorgaben des Gebäude-Elektromo-
bilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) wird ausdrücklich hingewiesen. 

Über die gesetzlichen Pflichten hinaus wird empfohlen, einen möglichst hohen Anteil von Stellplätzen 
mindestens mit Leerrohren (mind. DN 80) für eine spätere Nachrüstung von Leitungsinfrastruktur 
zu versehen. Im Hinblick auf klimaverträgliche Mobilität sind attraktive Abstellflächen für Fahrräder 
und E-Bikes (inkl. zugehöriger Lademöglichkeiten) vorzusehen. 

Erneuerbare Energien 

Der Einsatz von alternativen Energiequellen und von Anlagen zur Erzeugung und Nutzung erneuer-
barer Energien wird empfohlen. Auf Art. 44a BayBO wird verwiesen. 

Weitere Informationen zur Gewinnung und Nutzung von erneuerbaren Energien können dem On-
line-Angebot der bayerischen Staatsregierung zur Energiewende und zu Energiesparen, Energieef-
fizienz und erneuerbare Energien entnommen werden: Energie-Atlas Bayern https://www.energie-
atlas.bayern.de 

 Niederschlagswasser / Versickerung 

Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrtsflächen sind, soweit 
die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine 
breitflächige Versickerung über eine belebte Bodenzone anzustreben. 

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Niederschlagswasser eine 
genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum schadlosen Ein-
leiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten. 

Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden Unterlagen zu beantra-
gen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann 
die Anforderungen der DWA-Merkblätter A 138-1 und M 153 einzuhalten. 

Nähere Hinweise zum erlaubnisfreien Versickern von Niederschlagswasser und ein Programm zur 
Beurteilung der Erlaubnisfreiheit von Niederschlagswassereinleitungen können kostenlos auf der In-
ternetplattform des Bayerischen Landesamtes für Umwelt LfU abgerufen werden unter 
https://www.lfu.bayern.de Thema/Rubrik: Wasser / Abwasser / Niederschlagswasser. 

Im Allgemeinen wird darauf hingewiesen, dass das Durchstoßen grundwasserschützender Deck-
schichten nicht zulässig ist. Die Sohle einer Versickerungsanlage darf im Rahmen der erlaubnisfreien 
Versickerung gemäß NWFreiV nicht tiefer als 5,00 m unter Geländeoberkante liegen und muss einen 
Abstand von 1,00 m zum mittleren höchsten Grundwasserstand aufweisen. Alternativ ist die Versi-
ckerung bei der Stadt Rosenheim – SG Wasserrecht zu beantragen. 

Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten Entwässerungsplan mit dem 
Bauantrag nachzuweisen.  

Gefahren durch Wasser 

Im Rahmen des Klimawandels kann es im Alpenraum verstärkt zu Starkregenereignissen und in 
der Folge zu wild abfließendem Oberflächenwasser oder Schichtenwasser bzw. stark schwankenden 
Grundwasserständen kommen.  

Gebäude sollten daher bis 25 cm über Gelände konstruktiv so gestaltet werden, dass in der Fläche 
abfließender Starkregen nicht eindringen kann. Unterkellerungen sollten grundsätzlich in hochwas-
sersicherer Bauweise ausgeführt werden (Keller wasserdicht und ggf. auftriebssicher).  

Öffnungen an Gebäuden (Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installationsdurchführungen 
etc.) sind ausreichend hoch zu setzen bzw. wasserdicht und ggf. auftriebssicher auszuführen. 

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende Wasser auf-
stauen oder schädlich umlenken können. 

Leitungstrassen 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt Nr. 939 "Bäume, unterirdische Leitungen 
und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV, Ausgabe 2013 zu 
beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und die 
Erweiterung von unterirdischen Leitungen und Kanälen nicht behindert werden. 

Im Rahmen des Klimawandels kann es im Alpenraum verstärkt zu Starkregenereignissen und in 
der Folge zu wild abfließendem Oberflächenwasser oder Schichtenwasser bzw. stark schwankenden 
Grundwasserständen kommen.  

Bahnlinie / Bahnbetrieb 

Die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs darf durch bauliche Maßnahmen nicht gefährdet werden. 

Notwendige Maßnahmen zur Unterhaltung, Erneuerung, Rationalisierung und Modernisierung und 
bestimmungsgemäßen Nutzung des Bestandsnetzes der Eisenbahnen des Bundes dürfen nicht be-
hindert oder erschwert werden. Für notwendige, bauliche Maßnahmen an den Betriebsanlagen der 
Bahn ist deren jederzeitige Zugänglichkeit zu gewährleisten. 

Die, durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z. B. durch Bremsstäube etc.), die zu 
Immissionen an benachbarter Bebauung führen können sind hinzunehmen.  

Insbesondere bei Einsatz von Baumaschinen in unmittelbarer Nähe zur Bahnstrecke ist darauf zu 
achten, dass die Abstandsflächen zur Bahnlinie eingehalten werden und bei Einsatz von Kränen, 
durch die Betriebsanlagen der Eisenbahn überschwenkt werden, der Aufstellort des Krans sowie das 
weitere Vorgehen mit der DB Netz AG abgestimmt werden. Bei Baumaßnahmen im Bereich von 
Bahnanlagen ist deren Standsicherung und Funktionstüchtigkeit jederzeit zu gewährleisten. 

Bepflanzungen sind so zu wählen, dass keine Beeinträchtigung des Lichtraumprofils der Gleise er-
folgen kann. Dies ist insbesondere bei beabsichtigten Grünflächen mit Baumbestand zu beachten. 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den 
Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den Mindestpflanzabständen ist 
die DB Konzernrichtlinie (Ril) 882 „Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. 

Die im Plangebiet ausgewiesenen bebaubaren Grundstücke sowie öffentlichen Verkehrsflächen (so-
weit vorhanden) sind entlang der Grenze zu den Bahnanlagen mit einer dauerhaften Einfriedung 
ohne Öffnung bzw. einer Leitplanke abzugrenzen. 

 Immissionen 

Zur Beurteilung der immissionstechnischen Belange wurde durch die C. Hentschel Consult Ing.-
GmbH, 85354 Freising eine schalltechnische Untersuchung erarbeitet. Die in den Festsetzungen 
genannten Normen und Richtlinien sowie die schalltechnische Untersuchung der C. Hentschel Con-
sult Ing.-GmbH (Projekt Nr. 3023-2026 SU V01 mit Stand vom 09.03.2026) können zu den übli-
chen Öffnungszeiten bei der Stadt Rosenheim eingesehen werden.  

Bei Antrag auf Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Betrieben ist von je-
dem anzusiedelnden Betrieb nachzuweisen, dass die von dem Emissionskontingent verursachten 
und gemäß DIN 45691:2006-12 zu berechnenden Immissionskontingente eingehalten werden. 

Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung eines Vorhabens hat nach der TA Lärm 
unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung zu er-
folgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück, die im Zusammenhang mit dem Betrieb 
der Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden Anlage zuzurechnen. 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der 
Beurteilungspegel den jeweils geltenden Immissionsrichtwert (IRW) der TA Lärm um mindestens 
15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze der DIN 45691). 

Der Nachweis der Einhaltung des zulässigen Emissionskontingents ist mit dem Bauantrag vorzule-
gen. 

Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit 
bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammenwir-
ken mit dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten. 

Der maßgebliche Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamtschallbauschalldämm-
Maßes nach DIN4109-1:2018-01 basiert auf dem Straßenverkehr Prognose 2040, dem Schienen-
verkehr Prognose 2030 (Deutschlandtakt) und dem Immissionsrichtwert der TA Lärm für die Ge-
bietseinstufung Gewerbegebiet. Für die Schiene wurde die zulässige Minderung von 5 dB(A) nach 
DIN4109-2:2018-01, Kapitel 4.4.5.3 nicht angewendet. 

Im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Normen gibt es neben der Einzahlangabe für das 
bewertete Schalldämm-Maß so genannte Spektrum-Anpassungswerte „C“. Beispielsweise: 
Rw (C;Ctr) = 37 (-1;-3). Der Korrekturwert „Ctr“ berücksichtigt den städtischen Straßenverkehr mit 
den tieffrequenten Geräuschanteilen. Es wird empfohlen, bei der Auswahl der Bauteile darauf zu 
achten, dass die Anforderung mit Berücksichtigung des Korrekturwerts Ctr erreicht wird. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Errichtung von Gebäuden und Anlagen aufgrund der Nähe 
zur Bahnlinie die Erschütterungseinwirkung aus dem Schienenverkehr nach DIN 4150-2 (Men-
schen) und DIN 4150-3 (Bauwerke) zu berücksichtigen ist. Erforderliche bautechnische Schutzmaß-
nahmen (z. B. Gründungsentkopplung o. ä.) sind vorzusehen. Ein entsprechender Nachweis ist im 
Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 

 

Immissionen aus der Landwirtschaft 

Die im ländlichen Raum üblichen Immissionen durch die Bewirtschaftung der umliegenden landwirt-
schaftlichen Flächen sind durch ausnahmsweise zulässige Wohnnutzungen im Planungsgebiet aus-
drücklich zu dulden. Es ist mit temporären Beeinträchtigungen, insbesondere durch Geruch, Lärm, 
Staub und Erschütterung zu rechnen, auch an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit, insbeson-
dere während der Erntezeit.  

Schutz von Baumbestand 

Es gilt die Baumschutzverordnung der Stadt Rosenheim mit Stand vom 13.01.1998, geändert durch 
Verordnung vom 22.12.2009 (ABL. S. 292) 

Zum Schutz von Bäumen sind, insbesondere bei Gefährdungen während der Bauzeit, gemäß DIN 
18920:2014-07 "Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen", Ausgabe Juli 2014, entsprechende Sicherungsmaß-
nahmen zu veranlassen.  

Es gelten zudem die Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: 
"Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen" (RAS-LP 4), Ausgabe 
2023 der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV. 

Naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Die, im Rahmen der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG sowie 
§ 1a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB erforderlichen Ausgleichsflächen können nicht innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans dargestellt werden. 

Der erforderliche Ausgleich wird im Bereich der Ökokontofläche nach BauGB Flur Nr. 1809/0, Ge-
meinde / Gemarkung Stephanskirchen nachgewiesen.  

Eine detaillierte Beschreibung der Ökokontofläche und der Ausgleichsmaßnahmen ist Bestandteil 
der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Begründung mit Umweltbericht zu diesem Be-
bauungsplan. 

Die Sicherung des erforderlichen Ausgleichs hat durch einen parallelen städtebaulichen Vertrag vor 
Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan zu erfolgen.  

Artenschutz 

Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf §44 "Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte 
andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesna-
turschutzgesetz BNatSchG) hingewiesen. Es ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren sicher-
zustellen, dass im Rahmen der Satzung umgesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung oder 
ihren späteren Bestand den Regelungen des §44 BNatschG entgegenstehen. 

Bei Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a Bay. Naturschutzgesetz 
BayNatSchG zu berücksichtigen. 

Folgende artenschutzrechtliche Maßnahmen dienen einer Vermeidung von Verbotstatbeständen 
nach Art. 44 BayBO. Ausnahmegenehmigungen durch die höhere Naturschutzbehörde werden 
dadurch nicht erforderlich werden bzw. wird dann kein Tatbestand nach §§ 39, 44 ff BNatSchG 
erfüllt. Es entsteht somit keine Ordnungswidrigkeit mit den Folgen Bußgeld und Strafrecht §§ 69,71 
BNatSchG.  
- Die Entfernung und Rodung von Bäumen und Gehölzen ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit 

zulässig. Der vorgegebene Zeitpunkt für eine Rodung liegt demnach zwischen dem 01. Ok-
tober und 28. Februar. Rodungsarbeiten sind nur innerhalb dieses Zeitraums durchzufüh-
ren. 

- Schutz vor Fallenwirkung: Schächte und alle Vertiefungen mit senkrechten, glatten Wänden, 
die zu Fallen für Tiere werden könnten, sind zu vermeiden. Falls nicht vermeidbar, sind Auf-
stiegshilfen anzubringen. 

- Die zeit- und fachgerechte Ausführung der Maßnahmen zum Artenschutz ist von einer 
schutzgutübergreifenden Umweltbaubegleitung sicherzustellen, dem Umwelt- und Grünflä-
chenamt der Stadt Rosenheim mitzuteilen und entsprechend zu dokumentieren. Dies gilt 
auch für Kompensationsmaßnahmen entspr. der artenschutzrechtlichen Vorprüfung mit Re-
levanzabschätzung (Finsterwalder Landschaftsarchitektur, Stand 11.06.2024). Begehungs-
termine, Entscheidungen und Ergebnisse der ökologischen Baubegleitung sind in Kurzform 
zu dokumentieren und dem Umwelt- und Grünflächenamt Rosenheim mitzuteilen. 

- Für die geplanten Ersatzhabitate der Zauneidechse ist ein genauer Umsetzungsplan mit ge-
eigneter Verortung zu erstellen und im Vorfeld mit dem Umwelt- und Grünflächenamt Ro-
senheim abzustimmen. Hierfür ist ein Totholzhaufen oder Totholz-Steinhaufenkomplex mit 
einer verzahnten Sandlinse angebracht. Die Vorgaben der „Arbeitshilfe zur speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung – Zauneidechse“ (LfU, Arbeitshilfe zur speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung – Zauneidechse - Relevanzprüfung-Erhebungsmethoden-Maßnahmen 
- Publikationsshop der Bayerischen Staatsregierung (Arbeitshilfe zur speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung - Zauneidechse, S. 25 ff.) sind zu beachten. 

Die Kompensationsmaßnahmen „Pflanzung naturnaher Heckenstrukturen“ im Bereich der Fläche 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, Teilbereich C sowie „Er-
satzhabitate Zauneidechse“ sind vollständig herzustellen und müssen mindestens in ihrer initialen 
Funktionsfähigkeit vorliegen, bevor mit baulichen oder sonstigen erheblichen Maßnahmen begon-
nen wird, die einen Eingriff in Natur und Landschaft auslösen.  

Die Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ist 
durch einen städtebaulichen Vertrag vor Satzungsbeschluss zu sichern und der zuständigen Be-
hörde vor Beginn des Eingriffs nachzuweisen. 

 
Gutachten / Fachplanungen 

Für das Planungsgebiet wurden folgende Gutachten und Untersuchungen erstellt: 
- Vorprüfung mit Relevanzabschätzung, mit Stand vom 11.06.2024 

Finsterwalder Garten- und Landschaftsarchitektur, 83024 Rosenheim,  
- Bodengutachten AZ 25100101, mit Stand vom 08.02.2026 

Dipl.-Ing. Bernd Gebauer GmbH, 83278 Traunstein 
- Schalltechn. Untersuchung Projekt Nr. 3023-2026 SU V01, mit Stand vom 09.03.2026,  

Ing.-GmbH für Immissionsschutz und Bauphysik C. Hentschel Consult, 85354 Freising 
- Berechnung von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser gem. DWA-A 138-1 - 

Niederschlagswasserbeseitigungskonzept, mit Stand vom 02.02.2026 
Kurz & Stief Ingenieure, Kunstmühlstr. 12, 93026 Rosenheim 

- Verkehrsgutachten im Kontext BP-Verfahren 210 GE Hanserfeld SW, mit Stand vom 
01.06.2025 
INGEVOST, Richard-Strauss-Str. 22, 82152 Planegg 

Die genannten Gutachten und Fachplanungen können zu den ortsüblichen Öffnungszeiten im Stadt-
planungsamt / Bauamt der Stadt Rosenheim eingesehen werden. 

DIN- und sonstige Vorschriften 

Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN- und sonstige Vorschriften sowie Regelwerke nimmt, 
können diese, ebenso wie der Bebauungsplan, im Stadtplanungsamt / Bauamt der Stadt Rosen-
heim zu den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 

VERFAHRENSVERMERKE 
1. Der Stadtrat der Stadt Rosenheim hat in der Sitzung vom  _______________  gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 210 "Gewerbegebiet Hanserfeld - Süd-
west" beschlossen.  

Der Aufstellungsbeschluss wurde am  _______________  ortsüblich bekanntgemacht und 
im Internet veröffentlicht. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  
_______________  hat in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  statt-
gefunden. Parallel wurden die Planungsunterlagen in das Internet eingestellt. 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  
_____________  hat in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  stattge-
funden. 

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _______________  wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  
_______________  bis  _______________  beteiligt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  bis  
______________  im Internet veröffentlicht. Zusätzlich erfolgte eine öffentliche Auslegung 
der Planungsunterlagen in der Stadtverwaltung. 

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _______________  wurden die 
betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________ 
wiederholt beteiligt. 

7. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom   
_____________  bis  ______________  im Internet veröffentlicht. Zusätzlich erfolgte eine 
wiederholte öffentliche Auslegung der Planungsunterlagen in der Stadtverwaltung. 

8. Die Stadt Rosenheim hat mit Beschluss des Stadtrats vom  _______________  den Bebau-
ungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  _______________  als Satzung 
beschlossen. 

Stadt Rosenheim, den  …………………. 

 

  - Siegel -  ………………………………………………… 
      Abuzar Erdogan 
                  Oberbürgermeister 

9. Ausgefertigt 

Stadt Rosenheim, den  …………………. 

 

  - Siegel -  ………………………………………………… 
      Abuzar Erdogan 
                  Oberbürgermeister 

10. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  gemäß § 10 
Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 

Stadt Rosenheim, den  …………………. 

 

  - Siegel -  ………………………………………………… 
      Abuzar Erdogan 
                  Oberbürgermeister 

 

P

D221°

186°

9.00

8.00

An
ge

rb
ac

h

I

14/25

14
/2

6

69

64/2

71

1212/3

377/6

1402

70

64/1

13
96

64

377/6

1402/1
1402/2

1395/3

64/3

Ei
sf

el
ds

tra
ße

Hanserfeldstraße

68

66/2

30

66/4

66/3

M
ös

lst
ra

ße

66

64

68

14

3. Teiländerung und 
Erweiterung Bebauungsplan 

Nr. 30 "Möslstraße Nord"
(27.12.2006)

Ba
hn

lin
ie

 R
os

en
he

im
 - 

M
üh

ld
or

f a
.In

n

560

Gefahrstoffe

940

44
8,

00

44
7,

50

44
5,

00

44
5,

50

44
6,

50

44
7,

00447,50

44
6,

50
Ga / Ca

LKW-Stellplätze

448,00

GHmax459,75

GHmax458,00

GHmax459,00

GHmax452,50

Ü

D446,10

D446,22

D446,25

D445,73

D446,51D446,31

44
8,

00

44
6,

00

445,00

445,50

446,00

446,50

447,00

447,50

Bodendenkmal
D-1-8138-0191
"Siedlung der 

römischen Kaiserzeit"

445,37

LB

Biotopkartierung Stadt
 Nr. RO-1102-000

"Schilf-Bestand nördlich 
Westerndorf St. Peter"

1.150

A

C

D

B

13.50

5.00

10
.0

0

5.00

13.50

4.00

I

14

14/25

14
/2

6

14/24

71/6

1212/3

14
12

/1

1402

64/1

71/4

60
/3

60/4

64

377/6

64/3

66/2

27

10
9

11
1

11
3

30

66/4

66/3

Jo
bc

en
te

r 
Lk

r. 
Ro

se
nh

ei
m25

Bauhof

62

64/2

71

70

64

68

68

66

14

P 
(732564,43|5307637,13)

106°

142°1
8

6
°

221°

D

C

B

A

40.00

22.00

9.00

VORABZUG


